
6 

Die Gesellschaft grenzt Arbeitslose 
immer mehr aus -

von Matthias Möhring-Hesse 

•• Uber ihre Arbeit wer-
den die meisten Men-
schen fluchen, wenn 
der Wecker sie in al-

ler Herrgottsfrühe aus dem 
Schlaf reißt. Gleichwohl wis-
sen sie den Wert ihrer Arbeit 
zu schätzen - spätestens, 
wenn am Ende jedes Monats 

in der „Tagesschau" über die 
neuste Arbeitslosenstatistik 
berichtet wird. 
Den Wert „geregelter Arbeit" 
kennen jedoch besser noch 
andere, nämlich diejenigen 
Menschen , die unfreiwillig ih-
re Arbeit verloren bzw. bislang 
überhaupt noch keine Arbeit 



gefunden haben und sich da-
her - so die offizielle Sprachre-
gelung - zur Verfügung des 
Arbeitsmarktes halten. Er-
folgs- und irgendwann auch 
hoffnungslos auf der Arbeits-
suche, bleibt ihnen das ver-
~ehrt, was der bundesdeut-
schen Bevölkerungsmehrheit 
tloch selbstverständlich ist: ei-
ne „geregelte Arbeit" und ein 
.geregeltes Einkommen", Vor-
aussetzungen für ein nor-

Abgeschrieben. 
Ohne Perspektive, 
ohne Zukunft. 

, Sinnloses Warten 
auf dem Arbeits-

foto: Lichtblick/epd 

c:: males Leben in der bundes-
8 deutschen Wohlstandsgesell-
c:: schaft. 
':§' Seit Mitte der 70er Jahre wird 
Cl) die Bundesrepublik durch ei-
.8 ne verfestigte Massenarbeits-'2, 

losigkeit geprägt, deren Sockel 
sich bislang nach jedem Kon-

Viele Frauen hoffen, 
durch Beschäftigungs-
maßnahmen wieder Fuß 
auf dem Arbeitsmarkt 
zu fassen. 

junktureinbruch vergrößert 
hat. Die sich in der Rezession 
einstellenden Beschäftigungs-
defizite konnten also in der 
Aufschwungphase nicht auf-
gefangen werden. Statt dessen 
hat sich der vormals selbst-
verständliche Zusammenhang 
zwischen Wachstum und Be-
schäftigung gelockert: Wirt-
schaftliches Wachstum führt 
nicht automatisch zu höhe-
rer Beschäftigung; Wachstum • 
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Abgeschrieben ... 
• kann sogar im Gegenteil - wie 

etwa Anfang der 80er Jahre -
durch Abbau von Beschäfti-
gung erzielt werden. Im Ergeb-
nis führte diese Entwicklung 
dazu, daß sich die Arbeitslo-
sigkeit auf einem hohen Stand 
eingerichtet und verfestigt 
hat. Zu Beginn dieses Jahres 
suchten in Deutschland über 
sechs Millionen Menschen er-
folglos einen Arbeitsplatz; offi-
ziell waren davon etwa vier 
Millionen beim Arbeitsamt ge-
meldet. 

Wenn Statistiken 
trügen 

Tatsächlich werden in einem 
Jahr viel mehr Menschen ar-
beitslos, als es die Nürnberger 
Arbeitslosenstatistik nahelegt. 
Denn hinter deren Bestands-
angaben verbirgt sich ein weit 
größerer Zugang in die Ar-
beitslosigkeit, der allerdings 
statistisch durch einen gegen-
wärtig etwa gleich umfäng-
lichen Abgang u. a. in neue 
Beschäftigung ausgeglichen 
wird. Immer mehr Menschen 
werden also arbeitslos, viele 
von ihnen finden jedoch auch 
wieder eine neue Arbeit - oder 
gehen frühzeitig in Rente. 
Aber nicht alle, die von Ar-
beitslosigkeit betroffen sind, 
finden - nach einer mehr oder 
weniger kurzen Zeit der Stel-
lensuche und der beruflichen 
Neuorientierung - wieder eine 
,,geregelte Arbeit". 
Mit der Verfestigung der Mas-
senarbeitslosigkeit hat sich 
auch die Zahl derjenigen Men-
schen vergrößert, die auf Dau-
er oder aber immer wieder ar-
beitslos sind. Von 1977 hat 
sich bis 1988 der Anteil län-
gerfristig Arbeitsloser am Ge-
samtbestand der Arbeitslosig-
keit mehr als verdoppelt und 
erreichte einen bisherigen 
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Höchststand von 32,6 Pro-
zent. Vom einigungsbedingten 
Aufschwung konnten nach 
1989 zwar kurzfristig auch 
viele der Langzeitarbeitslosen 
profitieren, doch längst schon 
muß die Nürnberger Bundes-
anstalt wieder einen Wieder-
anstieg des Anteils der Lang-
zeitarbeitslosen vermelden: In 
den alten Bundesländern wa-
ren im vergangenen Jahr wie-
der fast 594 000 arbeitslos; 
für 1994 muß mit 750 000 Be-
troffenen und damit mit einem 
neuen Rekord gerechnet wer-
den. 
Aber auch diese Angaben blei-
ben unvollständig: Gerade un-
ter den dauerhaft von Arbeits-
losigkeit Betroffenen finden 
viele den Weg zum Arbeitsamt 
nicht bzw. nicht mehr und 
tauchen deshalb auch in kei-
ner amtlichen Statistik auf. 
Als Langzeitarbeitslose wer-
den überdies auch nicht Men-
schen „mit häufigem Beschäf-
tigungswechsel" erfaßt, die 
- ohne eine auf Dauer „gere-
gelte Arbeit" - von Job zu Job 
springen und dazwischen 
mehr oder weniger lange Pha-
sen der Erwerbslosigkeit in 
Kauf nehmen müssen. 

Besonders ältere 
Menschen betroffen 

Seit den achtziger Jahren 
konzentriert sich die Langzeit-
arbeitslosigkeit zunehmend 
auf die Gruppe der Älteren. 
Zwei Drittel der registrierten 
Langzeitarbeitslosen waren 
1992 über 45 Jahre alt. In den 
meisten Fällen wurden sie zu 
Opfern der personalpoliti-
schen Strategien von Betrie-
ben, die auf die Verjüngung 
ihrer Belegschaften setzen. 
Auch wenn die Betroffenen in 
ihren Bewerbungsunterlagen 
in der Regel auf eine langjäh-
rige Erwerbskarriere und gu-
te Qualifikationen verweisen 

können, bleiben sie daher in 
ihrer Arbeitssuche erfolglos. 
Alter wird damit zunehmend 
zum Hindernis auf dem Ar-
beitsmarkt! 
Aber auch das Gegenstück 
zum Alter ist Ursache von 
Langzeitarbeitslosigkeit: Zu-
nehmend mehr Jugendliche 
fanden in den letzten Jahren 
erst gar nicht den Eintritt 
ins Erwerbsleben, verpaßten 
nämlich eine zukunftssichere 
Berufsausbildung oder aber 
erhielten nach ihrer Berufs-
ausbildung keinen Arbeitsver-
trag. Derartige Behinderungen 
beim Eintritt ins Erwerbsle-
ben können im weiteren Le-
benslauf kaum mehr ausgegli-
chen werden. In der Folge sind 
bei den betroffenen Jugendli-
chen Langzeitarbeitslosigkeit 
und unstetige Erwerbsbiogra-
phien „vorprogrammiert". 
Neben dem Alter und dem ver-
hinderten Eintritt ins Er-
werbsleben kommen schließ-
lich noch die klassischen Ur-
sachen von Langzeitarbeitslo-
sigkeit hinzu: Menschen mit 
mangelnden oder - hinsicht-
lich der Anforderungen auf 
dem Arbeitsmarkt - falschen 
beruflichen Qualifikationen 
oder mit gesundheitlichen 
Einschränkungen sind dauer-
haft von Arbeitslosigkeit be-
troffen, weil sie nicht in das 
Kalkül von Personalabteilun-
gen passen. 

In Zukunft über sechs 
Millionen Arbeitslose? 

Entgegen der im vergangenen 
Wahlkampf geschürten Auf-
schwungseuphorie wird sich 
die verfestigte Massenarbeits-
losigkeit in den nächsten Jah-
ren kaum auflösen. Statt des-
sen muß auch in naher Zu -
kunft mit einem Beschäfti-
gungsdefizit von sechs bis sie-
ben Millionen Menschen ge-
rechnet werden. Erst nach der 

Jahrtausendwende führt - so 
eine eher optimistische Pro-
gnose - der demographisch 
Wandel zu einer spürbaren 
Entlastung auf dem Arbeits-
markt, in deren Folge die regi-
strierte Arbeitslosigkeit abe 
nur auf ca. 2,6 Millionen Per-
sonen zurückgehen dürfte. In 
dieser Zeit wird nämlich auch 
die „stille Reserve" abgebaut, 
so daß viele der beim Arbeits-
amt registrierten Arbeitslosen 
auch dann noch ,,leer ausge-
hen" werden. 
Vom Aufschwung und dem 
demographisch bedingten 
Rückgang des Arbeitskräf-
teangebots werden insbeson-
dere diejenigen nicht profitie-
ren, die bereits gegenwärtig 
langzeitarbeitslos sind. Groß 
ist demnach die Gefahr, daß 
sich die bestehende Massen-
arbeitslosigkeit noch schärfer 
auf einen stabilen Kern von 
dauerhaft Arbeitslosen kon-
zentrieren wird. 

Arbeitslosigkeit kostet 
200 Milliarden 

Faßt man alle öffentlichen 
Haushalte zusammen, so wur-
den im vergangenen Jahr zur 
Finanzierung der Arbeitslosig-
keit über 200 Milliarden Mark 
ausgegeben, was annähernd 
40 Prozent des Jahreshaus-
haltes der Bundesregierung 
ausmacht. Volkswirtschaftli-
cher Schaden entsteht aber 
auch dadurch, daß das - wie 
die Volkswirtschaftler sagen -
,,Humankapital" der Arbeitslo-
sen, also deren Leistungs-
fähigkeit und -bereitschaft, 
deren Qualifikationen und 
Motivationen, wirtschaftlich 
nicht genutzt wird. Gesell-
schaftlich wurde zwar in ihre 
Ausbildung und Qualifikation 
investiert, aber das dadurch 
entstandene Arbeitsvermögen 
wird nun nicht abgefragt. 



Kompetenzen und Qualifika-
tionen der Langzeitarbeitslo-
sen liegen brach und werden 
ohne wirtschaftliche Resultate 
gleichsam „für nichts und wie-
der nichts" verschlissen. 
Das in der Bundesrepublik 
dicht gewobene „soziale Netz" 
hat nämlich ein großes Loch, 
durch das gerade die Men-
schen hindurchfallen, die we-
gen ihrer Ausgrenzung aus 
oder ihrer Benachteiligung auf 
dem Arbeitsmarkt eigentlich 
auf besondere Unterstützung 
angewiesen sind, die aber aus 
den gleichen Gründen die Vor-
aussetzungen und Bedingun-
gen der Arbeitslosenversiche-
rung verpassen. In der Folge 
führen viele der Langzeitar-
beitslosen ihr Leben in Armut: 
Fast 80 Prozent der Bezieher 
von Arbeitslosenhilfe (in den 
neuen Bundesländern sogar 
über 95 Prozent) müssen mit 
weniger als 1 200 Mark mo-
natlich auskommen. Insbe-
sondere Familien mit Kindern, 
bei denen ein vormals allein-
verdienender Haushaltsvor-
stand arbeitslos wird, unter-
schreiten deshalb fast immer 
das im Sozialhilferecht ange-
gebene Existenzminimum und 
sind auf ergänzende Sozialhil-
fe angewiesen. 

Wenn die ganze 
Welt zusammenbricht 

Rund 15 Prozent der Arbeits-
losen lebten 1989 ganz oder 
teilweise von der Sozialhilfe 
und sind damit in das unter-
ste Auffangnetz des bundes-
deutschen Sozialstaates abge-
sunken. 
In ihrer Armut suchen gerade 
Langzeitarbeitslose Unterstüt-
zung bei den Wohlfahrtsver-
bänden. Der Armutsstudie der 
Caritas ist zu entnehmen, daß 
1991 knapp ein Fünftel der 
von der „Caritas" betreuten 
Menschen arbeitslos waren, 

unser thema 

davon fast die Hälfte bereits 
zwei oder mehr Jahre. Ihre fi-
nanziellen Probleme standen 
im Vordergrund. 
Mit der Arbeitslosigkeit fällt 
nämlich nicht nur das „gere-
gelte Einkommen" weg. Viel-
mehr bricht für die Betroffe-
nen häufig eine ganze Welt zu-
sammen: Soziale Räume und 
Beziehungen am alten Ar-
beitsplatz entfallen ersatzlos; 
Möglichkeiten für Selbstbe-
stätigung und Arbeitsstolz 
brechen weg; vorgegebene 
Zeitstrukturen lösen sich auf. 
Die Selbstverständlichkeiten, 
in und aus denen die Bevölke-
rungsmehrheit mit „geregelter 
Arbeit" lebt, verlieren für die 
Menschen ohne „geregelte Ar-
beit" schleichend an Bedeu -
tung, bis sie schließlich den 
Kontakt mit dem „normalen 
Leben" nicht mehr ertragen 
können, weil sie doch nur 
schmerzlich an das eigene 
Scheitern erinnert werden. 
Am Ende fallen viele der Be-
troffenen in jene Resignation, 
die von anderen oftmals als 
,,Arbeitsscheue" oder „Die wol-
len doch gar nicht anders!" 
mißverstanden wird. Materiel-
le Unterversorgung sowie die 
langsame soziale Absonde-
rung betreffen aber auch die 
Ehepartner und die Kinder, 
die „Opfer durch Nähe" also, 
deren Lebens- und Zukunfts-
chancen durch die lang an-
dauernde bzw. immer wieder-
kehrende Arbeitslosigkeit ih-
rer Partner und Eltern mit be-
einträchtigt werden. 
An dem normalen Leben 
der bundesdeutschen Wohl-
standsgesellschaft können 
und wollen die Betroffenen 
häufig nicht mehr teilnehmen. 
Andererseits verweigert ihnen 
die Bevölkerungsmehrheit die 
notwendige Aufmerksamkeit: 
Mit dem aufregenden, gleich-
wohl aber auch riskanten Le-

ben im Wohlstand vollauf be-
schäftigt, erscheint ihnen ihr 
eigener Wohlstand als Ergeb-
nis eigener Leistung. Im Um-
kehrschluß unterstellen sie 
dann aber häufig, daß diejeni-
gen, die ohne „geregelte Ar-
beit" und „geregeltes Einkom-
men" leben müssen, das nicht 
ohne eigene Schuld tun. 
Was immer an dieser Schuld-
zuschreibung im Einzelfall 
auch „wahr" sein mag, mit 
dieser Haltung streiten sie 
jede soziale Verantwortung 
für die aus dem Arbeits-
markt herausgefallenen Bevöl-
kerungsteile ab. Doch auch 
wo diese Solidarität noch 
nicht gänzlich verweigert wird, 
scheint sie den meisten durch 
den Sozialstaat bereits hinrei-
chend, vielleicht - so der 
von einigen unverantwortli-
chen Politikern geschürte Ver-
dacht - sogar in Übermaßen 
gedeckt zu sein. In dem Maße, 
wie sie diese beiden gleichge-
richteten Prozesse, also die 
Absonderung der Betroffenen 
und ihre Ausgrenzung aus der 
Wohlstandsgesellschaft, ver-
härten, wird die soziale Ein-
heit der bundesdeutschen Ge-
sellschaft aufgelöst. Wohl-
stand und Armut spalten sich 
in unterschiedliche soziale Zu -
sammenhänge auf, wobei die 
gesellschaftliche Normalität 
fast ausschließlich durch den 
Wohlstand der Bevölkerungs-
mehrheit bestimmt wird. 

Es gibt viele 
Gerechtigkeitslücken 

Eine Gesellschaft besitzt 
offenkundig „Gerechtigkeits-
lücken", wenn sie den Zugang 
zum Wohlstand an Erwerbsar-
beit knüpft, gleichwohl Millio-
nen von Menschen eine Er-
werbsarbeit dauerhaft vor-
enthält. Derartige „Gerechtig-
keitslücken" schlagen jedoch 
auch auf die Wohlstandsge-

sellschaft selbst zurück - und 
zwar in mindestens zwei Hin-
sichten: Auf Menschen, die 
am gesellschaftlich verfügba-
ren Wohlstand auf Dauer 
nicht beteiligt werden, ist er-
stens wenig Verlaß, daß sie 
die Gepflogenheiten der Wohl-
standsgesellschaft erfüllen. 
Entsprechend müssen sie 
durch eine Politik der „inneren 
Sicherheit" bewacht und not-
falls auch gebändigt werden. 

Langzeitarbeitslosigkeit 
politisch lösen 

Die dazu notwendige innere 
Aufrüstung wird aber auch die 
Lebenslagen und -chancen 
der wohlhabenden Bevölke-
rung entwerten, die damit 
trotz Wohlstand an Lebens-
qualität verlieren. Verletzt 
wird zweitens das demo-
kratische Selbstverständnis 
der bundesdeutschen Gesell-
schaft, das eine zumindest 
minimale Chancengleichheit 
verlangt, sich in den gesell-
schaftlichen Kommunikati-
ons- und Entscheidungspro-
zessen selbst zu vertreten. 
Den von gesellschaftlichem 
Wohlstand ausgeschlossenen 
Bevölkerungsteilen werden 
aber genau die in der „norma-
len" Gesellschaft üblichen 
Teilhaberechte verwehrt. In 
der Folge werden die demo-
kratischen Entscheidungspro-
zeduren in zynischer Weise 
auf die Wohlstandsbevölke-
rung beschränkt - und verlie-
ren so ihre demokratische 
Substanz. 
Es liegt daher im eigenen In-
teresse der Bevölkerungs-
mehrheit, das Problem der 
Langzeitarbeitslosigkeit poli-
tisch anzugehen und die 
bestehende „Gerechtigkeits-
lücke" zu schließen. Insofern 
sich Langzeitarbeitslosigkeit 
als Folge der verfestigten Mas- • 
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Abgeschrieben ... 
• senarbeitslosigkeit eingestellt 

hat, ist dazu eine Wirtschafts-
politik notwendig, die die be-
stehenden Beschäftigungsde-
fizite ausgleicht. Wegen der 
eingangs erwähnten Entkop-
pelung von Konjunktur und 
Beschäftigung reicht aber 
wirtschaftliches Wachstum als 
politische Zielmarke allein 
nicht aus, zumal Wachstum 
in ökologischer Hinsicht auch 
nicht „um jeden Preis" ange-
strebt werden darf. Statt des-
sen müssen durch politische 
Interventionen, etwa durch 
Besteuerung des Energiever-
brauchs, die Bemühungen 
von Produzenten und Konsu-
menten derart umgesteuert 
werden, dzj3 Wachstum nicht 
länger durch gesteigerte Ar-
beitsproduktivität und in Fol-
ge durch nachlassende Ar-
beitsnachfrage, sondern statt 
dessen durch erhöhte Ener-
gieproduktivität erzielt wird. 
Angesichts des Überangebots 
auf dem Arbeitsmarkt gilt es 
weiterhin, den säkularen 
Trend der Arbeitszeitverkür-
zung fortzusetzen und auf die-
sem Wege das vorhandene 
Arbeitsvolumen auf mehr 
,.Rücken" als bisher zu vertei-
len. 
Darüber hinaus sind beson-
dere beschäftigungspolitische 
Anstrengungen notwendig, 
um den Langzeitarbeitslosen 
wieder größere Chancen auf 
dem Arbeitsmarkt zu geben. 
Denn offenkundig haben die 
etablierten Instrumente des 
Arbeitsförderungsgesetzes wie 
auch die seitens der Bundes-
regierung 1989 einberufene 
„Aktion Beschäftigungshilfen 
für Langzeitarbeitslose" keine 
größeren Erfolge bei der Inte-
gration der Langzeitarbeitslo-
sen erzielen können. Verstärkt 
muß deshalb in die Qualifizie-
rung und Förderung von 
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Langzeitarbeitslosen investiert 
werden. Entsprechende Maß-
nahmen verlangen aber eine 
intensive Beratung, Beglei-
tung und Nachbetreuung, 
müssen also auf die Betroffe-
nen individuell zugeschnitten 
werden und bedürfen der Ver-
netzung von Qualifizierung 
und Sozialarbeit. Möglich wer-
den solche anspruchsvollen 
Maßnahmen im Rahmen eines 
öffentlich geförderten Beschäf-
tigungssektors. Dort lassen 
sich geschützte Arbeitsver-
hältnisse mit längerfristigen 
Laufzeiten etablieren, die 
fließende Übergänge zum er-
sten Arbeitsmarkt vorsehen, 
gleichwohl die Betroffenen 
auch nach gescheiterten In-
tegrationsversuchen halten 
können. 

Betroffene 
präventiv fördern 

Zunehmend muß die Arbeits-
förderung jedoch voraus-
schauend geleistet werden, da 
Langzeitarbeitslosigkeit einfa-
cher und billiger zu vermeiden 
als nachträglich aufzulösen 
ist. Die persönlichen Merkma-
le, die auf dem Arbeitsmarkt 
zur Langzeitarbeitslosigkeit 
führen, sind bekannt; daran 
muß eine präventive Förde-
rung der Betroffenen anset-
zen. Durch eine aktive und 
vorausschauende Wirtschafts-
und Beschäftigungspolitik 
werden die hohen Kosten der 
Arbeitslosigkeit umgelenkt 
und für Qualifizierung und 
Beschäftigung eingesetzt. 
Gleichwohl wird auch auf die-
sem Wege die Massenarbeits-
losigkeit - zumindest kurzfri-
stig - nicht aufgelöst. 0 
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